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SamtersWochenschau

Langweilig wurde es an der
vorberatenden Gemeindever-
sammlung in Hombrechtikon
keine Sekunde. Dies, obschon
eine neue Gemeindeordnung
eine eher trockene Materie ist.
Doch es gibt keine Gemeinde
am Zürichsee, in der die Total-
revision der Gemeindeordnung
mit so viel Verve diskutiert wird
beziehungsweise die Gemüter
so bewegt. Zwar gibt es auch in
anderen Kommunen Debatten,
etwa über die Kompetenz der
Gemeindeversammlung in
Thalwil, die Einführung einer
Rechnungs- und Geschäftsprü-
fungskommission (RGPK) in
Meilen oder über die Erhöhung
der gemeinderätlichen Finanz-
kompetenzen in Küsnacht. Aber
dass von Anfang an eine breite
Allianz aller Parteien den
Finger in dieWunde legt, ist
einmalig: Je nach Partei waren
es unterschiedliche Punkte,
aber alles geschah in einem
koordinierten Vorgehen, wo-
durch die Gemeindeordnung
an der Versammlung am Mitt-

woch systematisch und tief-
greifend angepasst wurde.

Nun könnte man sagen, die
direkte Demokratie ist – trotz
Corona-Pandemie – sehr
lebendig im Dorf. Nicht zuletzt
werden politische Fragestellun-
gen in Hombrechtikon immer
wieder emotional diskutiert.
Man kann es aber auch so
sehen, dass der Gemeinderat
die neue Gemeindeordnung an
den Bedürfnissen der Hom-
brechtikerinnen und Hom-
brechtiker vorbeigeplant hat.

Zugutehalten muss man der
Exekutive, dass sie, mit dem
Ziel, Kosten zu sparen, den Mut
hatte, etwas zu verändern. Die
Verkleinerung der Schulpflege,
die Unterstellung der Sozialbe-
hörde unter den Gemeinderat
und die Einführung von stillen
Wahlen bei Erneuerungswah-
len, wenn es nicht mehr Kandi-
dierende als Sitze gibt – das
waren nur einige der Vorschlä-
ge. In einem früheren Entwurf

der Gemeindeordnung war
auch eine Sitzreduktion in der
Rechnungsprüfungskommis-
sion und sogar die Abschaffung
der Sozialbehörde sowie der
vorberatenden Gemeindever-
sammlung vorgesehen.Wegen
der jetzigen Anpassungen
durch die vorberatende Ge-
meindeversammlung bleibt
nun jedoch vieles beim Alten.

Nicht nur das Inhaltliche, auch
die mangelhafte Kommunika-
tion dürfte ihren Teil dazu
beigetragen haben, dass sich
eine solch schlagkräftige Oppo-
sition gegen den Gemeinderat
stellte. An derVersammlungwar

das Misstrauen förmlich greif-
bar. Davon zeugte das Auftreten
von Mitgliedern der Sozialbe-
hörde und der Rechnungsprü-
fungskommission, die ihre
Unzufriedenheit zumAusdruck
brachten.Mit der Kommunika-
tion haperte es von Beginnweg:
Als der Gemeinderat im Oktober
2019 seinen ersten Entwurf der
Gemeindeordnung der Öffent-
lichkeit vorstellte,waren die Par-
teien so überrumpelt von den
weitreichenden Änderungen,
dass sie prompt eine Verlänge-
rung derVernehmlassung
erbaten. In der Folge zeigte der
Gemeinderat zwar auch Ent-
gegenkommen, doch das Kind
war durch diesen Mangel an
Kommunikation schon in den
Brunnen gefallen.

Ob es bei der nun überarbeite-
ten Variante der Gemeindeord-
nung bleibt oder ob sich am
Schluss doch die Version des
Gemeinderats durchsetzt, muss
sich zeigen. Es ist wahrschein-
lich, aber noch nicht offiziell,

dass der Gemeinderat am 26.
September auch seine Fassung
an die Urne bringenwird. Und
an einerAbstimmung gelten
andere Regeln als an einer
Gemeindeversammlung: Eine
viel grössere Zahl von Menschen
entscheidet, die allerdings nicht
so detailliert informiert sein
dürftenwie die Teilnehmer der
Gemeindeversammlung. Zu-
dem sind die Interessen von
Bürgern und Parteien gerade bei
einer Gemeindeordnung nicht
immer deckungsgleich: Mögli-
che Kostenersparnisse könnten
eine grössere Rolle spielen. Ganz
gleich,wie das Ergebnis ausfal-
len sollte: Es bleibt zu hoffen,
dass der Gemeinderat seinen
Austausch mit der Bevölkerung,
den Parteien und den anderen
Behörden verbessert.

Es gibt Mängel in der Kommunikation
In Hombrechtikon ist der Weg zur neuen Gemeindeordnung hürdenreicher als in anderen Gemeinden.

Mögliche
Kostenersparnisse
könnten an der
Urne eine grössere
Rolle spielen.

Philippa Schmidt

Leitartikel

Die Corona-Pandemie traf die
SchweizerWirtschaft vergange-
nen Frühling mit vollerWucht.
Viele Firmen mussten erhebli-
che Umsatzeinbussen hinneh-
men oder sogar ganz schlies-
sen. Damit die betroffenen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer
nicht vom einen Tag auf den
anderen ohne Einkommen
dastehen mussten, stellte die
Politik rasch Hilfe bereit. Der
Bundesrat erliess diese Hilfe in
Form von Notverordnungen,
die vielen Menschen die Exis-
tenz bis heute sichert.

Die unterschiedlichen Notver-
ordnungenwurden in ein einzi-
ges Gesetz zusammengefasst
und zu ordentlichem Recht
überführt: dem Covid-19-Gesetz.
Es regelt besondere Befugnisse
des Bundesrats zur Bekämpfung
der Covid-19-Seuche und zur
Bewältigung derAuswirkungen
auf Gesellschaft,Wirtschaft und
Behörden. Das Gesetzwurde
durch das Parlament genehmigt
undwird von diesem auch
kontrolliert, ergänzt und ange-
passt. Der politische Prozess in
unserem Land hat auch in
diesem Fall funktioniert.

Dennoch wurde das Referen-
dum ergriffen, weshalb das
Covid-19-Gesetz am 13. Juni an
die Urne kommt. Die Initianten
wollen dem Bundesrat offen-
kundig einen «Denkzettel»
verpassen. Sie stören sich
generell an der Macht des
Bundesrats, haben Angst vor
den nach ihrer Meinung unzu-
reichend geprüften Gen-Impf-
stoffen und wollen nicht, dass
Steuergelder für «Pandemie-
propaganda» ausgegeben
werden. Dieser staatskritische
Hintergrund des Referendums
ist gefährlich, da die Argumen-
tation mehr auf Gefühlen und
Emotionen als auf Fakten
basiert. Es ist verfehlt, ein
Staatssystem infrage zu stellen,
das sich in der Krise imWe-
sentlichen bewährt hat.

Wird das Gesetz vom Stimmvolk
abgelehnt, tritt es am 26. Sep-
tember ausser Kraft. Damit
würde die Grundlage für die
Härtefallunterstützung der
Wirtschaft wegbrechen und eine
grosse Rechtsunsicherheit
entstehen. Die Bundeskanzlei
konnte bisher die Konsequenzen
noch nicht abschliessend aufzei-
gen. Eine Ablehnung des Geset-
zes träfe vor allem jene Bran-
chen, die als Corona-Verlierer
unverschuldet in Not geraten
sind und auf die bereits be-
schlossenen Unterstützungsleis-
tungen angewiesen sind.Mit
einerAblehnung des Gesetzes
würden die Falschen bestraft.

Für eine geordnete
Krisenbewältigung

Tribüne

Valentin Vogt
Präsident
Schweizerischer
Arbeitgeberverband


